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zum Ueberbauungsplan Nr. 1 A "SC HWARZERE 11 

Gemeinde Koppigen 

ALLGEMEINES 

ARTIKEL l 

l) Der Wirkungsbereich der Ueberbauungsordnung ist im Ueberbauungs­

plan Nr. lA durch eine gestrichelte schwarze Umrandung gekenn­

zeichnet. Er gi lt auch für ausserha lb dieser Umrandung li egende, 

im gleichen Plan besonders dargestellte Erschliessungsanlagen. 

2) Das Baugebiet ist in Etappen gegliedert. Eine nächste Etappe 

darf erst in Angriff genommen werden, wenn mind . 2/3 der voran­

gehenden Etappe realisiert sind. 

Vor Inangriffnahme einer dritten Etappe mu ss die erste Etappe 

fertiggestellt sein (gilt für weitere Etappen sinngemäss). 

ARTIKEL 2 

Soweit die Ueberbauung svor schriften ni chts anderes betimmen, gilt 

da s Baureglement der Gemeinde Koppigen. 

ARTIKEL 3 

l) Im Ueberbau ung sp lan werden verbind l ich geregelt: 

Verlauf der Bau lini en 

Verlauf der Baulinien mit teilweiser Anbaupflicht 

Verl auf der Bau l inien für Gewerbebauten 

Bauf l äche n für unbewohnte Nebenbauten 

Firstrichtungen 

Geschossz ahl en 
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anzupflanzende Hochstämme 

Quartiersammel- und Detailerschliessungsstrassen, Wendeplätze, 

Standorte für Autounterstände und Parkplätze, Kehrichtcontainer, 

Unterstände für Ve l os und Mofas. 

Fusswege und damit verbundene öffentliche Plätze. 

2) Im Ueberbauungsplan werden die Abgrenzungen vom Ueberbauungsplan­

gebiet gegenüber der Kernzone neu geregelt . 

ARTIKEL 4 

AGrchtitletktonische Der neu entstehende Quartierteil ist als bauliche Einheit zu ge­
es a ung 

Nutzung/ 
Baupolizeiliche 
Masse 
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stalten. Die folgenden Punkte sind dabei besonders zu beachten: 

klare, aber nicht monotone Formensprache 

deutliche Gliederung der Baumassen und Fassaden 

Dachform und Vordächer 

konsequente Wahl der Baumaterialien: verputztes Mauerwerk, Sicht­

mauerwerk, Stahl , Holz, Glas, Ziegel ( traditi one 11 e Baumaterialien) 

Fassadenfarben und -materialien müssen auf die Umgebung und die 

Nachbarbauten Rücksicht nehmen. 

II 

HAU PTG EBAUDE 

ARTIKEL 5 

l) Das vom Ueberbauungsplan erfasste Gebiet ist ein Teil der Zone 

für Sonderbauvorschriften SBV3 Schwärzere (Art .34 GBR). 

Das Gebiet ist eine gemischte Zone für Wohn-, Gewerbe- und Büro­

bauten gemäss Art.31 GBR . 

Baulinien 

Die zulässige Geschosszahl richtet sich nach den Angaben im 

Ueberbauungsplan; es kommt für die einzelnen Gebäude keine Aus­

nützungsziffer zur Anwendung . Die max. Gebäudehöhe beträgt 11 .00 m 

bei 3 Geschossen und 7.50 m bei 2 1/2 Geschossen . 

2) Die maximalen Gebäudelängen werden durch die Baulinien definiert. 

3) Der Einbau von Wohn- und Arbeitsräumen im Dachraum ist bei 

2-geschossigen Bauten über der ganzen Grundrissfläche gestattet. 

Die anrechenbare Bruttogeschossfläche (Art. 93 BauV) der im Dach­

raum untergebrachten Räume darf dabei nicht mehr als die Brutto­

geschossfläche eines Vollgeschosses betragen . Bei 3-geschossigen 

Bauten sind mind. 50% der Grundrissfläche im Dachgeschoss für 

Estriche und Mansarden freizuhalten. 

ARTIKEL 6 

l) Die Baulinien geben den Bereich an, innerhalb welchem gebaut wer­

den darf. 

Mit der Baulinie mit teilweiser Anbaupflicht wird der Verlauf 

einer Fassade der Hauptgebäude verbindlich festgelegt. 

Mindestens 2/3 der Gebäudelänge muss auf dieser Baulinie liegen. 

Rückstaffe lungen bis höchstens 2.00 m sind zulässig. 

2) Festverglaste Bauteile wie Erker oder offene Balkone dürfen die 

Baulinien um höchsten s 2.00 m, Vordächer über Hauseingängen um 

höchstens 3.00 m überragen. 

3) Die Baulinien sind rechtwinklig zum Verlauf der nördlichen und 

südlichen Grenze der Pa rze ll e Nr.937 vermasst . 
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ARTIKE L 7 

Dachgestaltung l ) Die Hauptgebäude müssen mit Satte l dächern versehen werden. Die 

6 

im Ueberbauungsplan angegebenen Firstri chtungen sind verb indli ch. 

2) Die Neigung der Hauptdächer muss mindestens 30° a.T. betragen und 

darf 40° a.T. nicht überschreiten. Der Neigungswinkel der beiden 

Hauptdachflächen muss gleich sein . 

3) Gehrschilder sind zugelassen , wenn die Länge der ungebrochenen 

First linie mindestens 15 .0 m beträgt. 

4) Die Dächer müssen mit naturroten oder braun engobierten Ziegeln 

eingedeckt werden. Der Dac hvorsprung muss allseitig mind. 0.80 m 

betragen. Die Ort- und Stirnabschlüsse s ind in den kons t ruktiv 

notwendigen Dimensionen auszubilden (sichtbare Dachrinne) 

5) Dacheinschnitte sind nicht gestattet. 

6) Für Dachaufbauten gelten die folgenden Regeln: 

a) Lu karnen, Schleppgauben 

Die Gesamtbreite von Dachaufbauten darf pro Dachseite nicht 

grösser sein als 1/3 der entsprechenden Fassadenlänge des 

obersten Geschosses. 

Die Dachneigung von Lukarnen soll nicht mehr als 5° a.T. von 
der Da chneigung des Hauptdaches abweichen. 
Die Dachneigung von Schleppgauben darf nicht weniger als 18° 
betragen. 

b) Dachf l ächenfenster 

Die Lichtfläche ist pro Fenster auf l .50 m2 beschränkt, sie 

si nd in hochrechteckiger Form anzuordnen. 

a. T. 

Auf einem Dach is t neben Dachflächenfenstern nur eine Art von Dach­

aufbauten zulässig. Weitere Kombinationen s ind untersagt . 

Nutzung/ 
Baupolizeiliche 
Masse 

7) Das Anordnen von Sonnenkollektoren ist zulässig, sofern sie 

sorgfä l tig in die Dachfläche integriert werden und nicht unruhig 

wirken. Diesbezügliche Baugesuche können inbezug auf Aesthet ik, 

Ortsbild- und Landschaftsschutz einer neutralen Fachinstanz zur 

Beurteilung vorgelegt werden . 

AN- UND NEBENBAUTEN 

ARTIKEL 8 

l) Die Baulinien für Gewerbebauten begrenzen eine Baufläche für ein­

geschossige Erweiterungen für Gewerbe oder Dienstleistungen. Die 

Länge eines solchen Baukörpers darf 10.00 m nicht überschreiten, 

der seitliche Abstand zweier solcher Bauten muss mind. 7.00 m be­

tragen. 

2) Die Bauflächen für eingeschossige An- und Nebenbauten bezeichnen 

die Stellen für 

- Autounterstände oder Garagen 

- Unterstände für Velos, Mofas, Kindergeräte 

- Spielhalle im öffentlichen Bereich. 

Das Erstellen dieser Bauten ist zwingend. Sie haben die Aufgabe, 

den Aussenraum zu gliedern. 

3) Geräteräume mit einer Grundfläche von max. 25 .0 m2 können auch 

ausserhalb der Baulinien und Bauflächen gebaut werden. In diesem 

Fa l le gelten die baupolizeilichen Masse des Baureglementes der 

Gemeinde (Art. 13) . 
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ARTIKEL 9 

Dachgestaltung l) Bei den An- und Nebenbauten sind ausser Satteldächern auch Pult­

dächer zulässig. 

Gemeinschafts­
bauten 

Parkierung 
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2) Flachdächer s ind untersagt . Ausgenommen davon sind offene Pergolen 

und die Gewerbebauten gemäss Art . 8/1 . 

Im Falle der Gewerbebauten muss ein Flachdach für die auf gleicher 

Höhe liegende Wohnung als Terrasse/ Dachgarten benützbar sein. 

GEMEINSCHAFTSBAUTEN UND -ANLAGEN 

ARTIKEL 10 

Die Spielhalle S im verkehrsfreien Zentrum der Ueberbauung ist primär 

für die gemeinsame Nutzung der Bewohner innerhalb des Planungsperi­

meters bestimmt. 

Der Quartierplatz mit Spielhalle liegt an einem übergeordneten Fuss­

weg und hat zudem öffentlichen Charakter . 

ARTIKEL 11 

l) Der Bedarf an Autoabstellplätzen richtet sich nach Art.49 ff BauV. 

Sie sind grundsätzlich oberirdisch anzulegen. 

2) Die Lage der im Ueberbauungsplan eingetragenen Autoabstellplätze 

und -unterstände ist verbindlich . Die eff. Anzahl der erforder­

lichen Plätze ri chtet s ich nach dem konkreten Bauvorhaben. 

3) Die Garagen kö nnen al s offene Unterstände oder geschlossene Räume 

in Holz oder Mauerwerk erstellt werden. 

Das Aufstell en von Fertiggaragen mit Fl achdac h i st untersagt. 

Aufenthaltsbe­
reiche/ 
Spielplätze 

ARTIKEL 12 

l) Zu jedem Bauvorhaben sind die erforderlichen Spielbereiche nach 

Art.42 ff BauV bereitzustellen. 

2) Die internen Fusswege sowie der zentrale Quartierplatz dienen 

sämtlichen Bewohnern als Aufenthalts- und Spielbereich und sind 

als solche anzurechnen. 

BAUBEWILLIGUNGSVERFAHREN 

ARTIKEL 13 

Baubewilligungs- l) F·u·r verfahren jedes Hauptgebäude (von Baulinien umgrenzte Baufläche) muss 
ein Gesamtprojekt eingereicht werden. Jedes dieser Haupt-

gebäude kann als eigenständige Etappe realisiert werden. 

2) Zur Ueberprüfung von Baugesuchen kann die Gemeinde Sachverständige 

gemäss Art.28 BewD beiziehen . Eine Kontaktnahme im Vorprüfungs­

stadium ist empfehlenswert. Die Beratung geschieht zu Lasten des 

Gesuchstellers. 
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Umgebungsge­
staltungsplan 
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UMGEBUNG 

ARTIKEL 14 

l) Mit jeder Baue ingabe ist eine Umgebungsgestaltungsplan einzu­

reichen (Art. 14 Abs ld BewD). Der Plan kann mit den Erdgeschoss­

grundrissen kombiniert werden. 

Im Umgebungsgestaltungsplan ist folgendes festzuhalten: 

- Gliederung der Aussenräume (privat, ha lböffentlich, öffentlich) 

Art und Weise der baulichen Abgrenzungen . 

- Lage und Ausstattung von Spielplätzen und Aufenthaltsbereichen 

- Hauszugänge, Wegführungen 

- Terrai nve ränderungen, Böschungen und Mauern mit Höhenkoten 

- Bepflanzung 

- Belagsarten von Fusswegen und Plätzen. 

2) Geländeanpassungen sind auf ein Minimum zu beschränken und in der 

Regel mit natürlichen Böschungen vorzunehmen. 

(Böschungsverhä ltnis im Max. 2:3). Terrainaufschüttungen dürfen 

den gewachsenen Boden um höchstens l . 00 m überragen. 

3) Bei Mehrfamilienhäusern ist den Erdge schosswohnungen ein angemesse­

ner privater Gartenraum zuzuordnen. Diese Bere iche sind untereinan­

der und gegenüber den gemeinsamen Flächen mit geeigneten Mitteln 

abzugrenzen (Hecken, Mauerwerk, Holzzäune). 

ARTIKEL 15 

GeS t altung von l ) Die Fussgängerwege und -berei che, Hausvorplätze, die nichtgrünen 
Wegen und Plätzen 

Bepflanzung 

Erschl iessung 

Spie lbereiche, die oberirdischen Autoabstellplätze haben sich im 

Belag voneinander und von den eigentlichen Verkehrsflächen für 

Motorfahrzeuge zu unterscheiden (z.B. Schwarzbelag, eingefärbter 

Asphalt, verschiedenartige Pflästerungen, Rasengittersteine für 

Besucherparkplätze, Juraschotter gewalzt, feiner Kies unter den 

Bäumen usw .) . Entsprechende Materialangaben müssen im Umgebungs­

gestaltungsplan enthalten sein. 

2) Die einmal gewählten Elemente sollen sich für entsprechende Bereiche 

innerhalb des Ueberbauungsplangebietes wiederholen . 

ARTIKEL 16 

l ) Die im Ueberbauungsplan dargestellten hochstämmigen Bäume sind 

verbindlich und sollen mit einheimischen Baumarten angepflanzt 

werden. Sie sind spätestens nach Fertigstellung einer Etappe zu 

pflanzen. 

2) Abgestorbene Bäume und Pflanzen müssen ersetzt werden. 

WEITERE BESTIMMUNGEN 

ARTIKEL 17 

1) Soweit nicht andere Erschliessungsträger (Gesellschaften, Genos­

senschaften) bestimmt sind, ist die Erstellung der Erschl iessung­

anlagen Sache der Gemeinde (Art.108 ff BauG). Die Lage der Ver­

und Entsorgungsleitungen wird im besonderen Plan Nr. 18 (Ver- und 

Entsorgung) geregelt. 

11 
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Die aus der Er.schl iessung erwachsenden Kosten sind wie folgt auf zutei ­

l en: 

2) Strassen und Wege: die Anlagen der Quartiersammel- und Detailerschlie­

ssungsstrassen sind im Ueberbauungsplan festgel egt. Die folgenden 

Kostentei l e sind von den Grundeigentümern zu tragen (Art . 112 BauG): 

- Quartiersammelstrasse und übergeordnete Fusswege 

- Detailerschliessungsstrassen und -wege 

70% 

100% 

3) Kanalisation: das vom Ueberbauungsplan erfasste Gebiet wird im Mi sch­

system entwässert. Die folgenden Kostenantei l e sind von den Grundeigen­

tümern zu tragen: 

Die Finanzierung der Leitungen in der Quartiersammelstrasse erfol gt 

über Kanalisationsgebühren . 

- Für di e übrigen Leitungen werden Grundeigentümerbeiträge von 100% 

der Erstel lungskosten erhoben . 

Die Anschl uss- und Betriebsgebühren richten s ich nach dem Abwasserreg­

lement der Gemeinde. 

4) Wasser: da s neue Baugebiet wird durch die gemeindeeigene Wasserver­

sorgung erschlossen . Die Anlagen der Wasserversorgung werden durch 

die Gemeinde erstel l t und gemäss Wasserreglement finanziert . 

5) Elektrizität : für die Elektrizitä t sversorgung und die Strassenbeleuch­

tung ist die Genossen schaft Elektra Koppigen-Wil l adingen zuständig . 

Von den Anlagen der Elektrizitätsversorgung müssen von den Grundeigen­

tümern die Kosten der Grabarbeiten un d die Wiederherstellungsarbeiten 

übernommen werden. 

Die Kos ten sämtliche r Schächte inkl . Fu ndamente , Leerrohre und Kabel 

sowie fü r die Strassenbeleuchtung werden von der Genossenschaft über­

nommen. 

6) Gemeinschaftsantenne: für die Gemei nschaftsantennenanl age ist eben­

falls die Genossenschaft Elektra Koppigen-Wil l adingen zuständig. Die 

Anschluss- und Benützungsgebühren richten sich nach dem Regl ement 

der Genossenschaft . 

Grundwasser 

Archäolog ie 

Inkrafttreten 

Revision der 
Ueberbauungs­
ordnung 

7) Telefon: das Baugebiet wird ohne Kostenfolge nach Angaben der Fern­

meldekrei sdi rektion Bern vom 15 . 1. 1985 erschlossen. Di e bestehenden 

Telefonanlagen bleiben unverändert . 

8) Die Erschliessungsanlagen müssen gleichzeitig mit dem Bau der Häuser 

fertiggestellt werden . 

Die Erstellung der Hausanschlüsse ist grundsä tzlich Sache der Grund­

eigentümer. 

ART IKEL 18 

Im Baugebiet ist mit einem relativ hohen Grundwasserstand zu rechnen . 

Vor Baubeginn und während den Au shubarbeiten ist die Grundwassersitua­

tion zu kontrollieren. Die Gemeinde kann zu diesem Zweck zu La sten der 

Bauherrschaft einen Fachmann beiziehen. 

AR TIKEL 19 

Treten bei Bauarbeiten archäologische Bodenfunde zutage, sind die Ar­

beiten im betreffenden Bereich unverzügl ich einzustellen und die Bau­

poli zeibehörde oder der archäologische Di enst des Kantons Bern zu be­

nachr ichtigen (Sicherstellung der wissenschaftl ichen Dokumentat ion ) . 

ART IKEL 20 

Die Ueberbauung sordnung tritt mit de r Genehmigung durch die Kantonale 

Baudirektion in Kraft (Art.61 BauG, Art . 17 Gemeindeverordnung) . 

ARTIK EL 21 

Für di e geringfügige Aenderung der Ueberbauungsvorschriften oder des 

- pl anes kommt das in Art. 122 der kant.Bauverordnung vorgesehene Ver­

fahren zu Anwendung. 

Burgdorf, Februar 1986 

1738 IS/ we/re 

STE INER + BUSCH OR AG 
Ingenieur- und Planungsbüro 
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B BERICHT 

B 1 Ausgangslage 

Das vom Ueberbauung sp lan erfasste Gebi et ist gemäss Zonenplan von 1976 

Bestandteil der dreigeschossigen Zone für Sonderbauvorschriften SBV 3 

"Schwärzere" . Das Gebiet gren zt im Süden an die Kernzone und stösst im 

Norden an die Freifl ächen von Sportanlagen und Schule. 

Die Geme inde konnte das für die weitere Entwick lung von Kopp igen wichtige 

Landstück erwerben. Im Juni 1983 wurden 5 Büros aus der näheren Umgebung 

zur Te ilnahme an einem Ideenwettbewerb eingeladen, mi t dem Ziel Ueberb­

bauungsvorschl äge von mögl i chst hohem Wohnwert zu erha lten . Die folgenden 

Randbedingungen wurden damals von der Gemeinde aufgestellt : 

EINWOHNERGEMEINDE rM 
~ 

KOPPi GEN 

UEBERBAUUNGSPLI\NUNG BAUGEBIET SCHWAERZERE 

Grundsätze und Ziele 

Das Baugebiet Schwärzere soll ein Wohngebiet werden, · in dem nur stille 
Gewerbe am Rande und die zur Versorgung mit dem täglichen Bedarf der 
Bewohner nötigen Ladengeschäfte zugelassen sind. 

Die höchst zulässige Ausnützung darf 0,6 betragen. Es sind höchstens 
drei Geschosse zulässig. Es ist eine Mischung von Reiheneinfamilien­
häusern (max. 2-geschossig mit Dachausbau) und Mehrfamilienhäusern 
(höchstens drei Geschosse ohne Dachausbau oder 2 Geschosse mit Dach­
ausbau) vorzusehen~ Die Bauart ist so zu wählen, dass sowohl Miet- als 
auch Eigentumswohnungen angeboten werden können und solche, die den 
Bedingungen der Wohnbauförderung entsprechen. 

Gestaltung 

Das ganze Gebiet soll einen dörflichen -Charakter erhalten mit Steil­
und genügenden Vordächern. Fassaden sind in Putz oder Holz zu halten. 
Die Si~dlung soll s~.ch gegenühP.r Ce~ ~estehende!1 On:r! ~ic~t: zahs:-~ 1 ~ 0 ~­

sen. 

Verkehr 

- Erschliessung über das bestehende Strassennetz 
- Parkierung für Anwohner und Besucher entweder unterirdisch oder am 

Rande der Siedlung 
- Interne, öffentlich benutzbare Fusswege zum Dorf und zur Schule 
- Parzelle 556 (Wagner) muss erschlossen werden können . 

Besonderes 

- Kinderfreundliche Gestaltung 
- Spielplätze und -anlagen vorsehen 
- Das Projekt muss in zeitlich gestaffelten Etappen gebaut werden 

können. 
- Es sind bereits für Lardabtretungen vorgesehen: 

5'000 m2 an ein örtliches Handwerker-Konsortium zur Ueberbauung 
im Rahmen der Planung 
2'000 m2 für ein Wohnhaus mit einem graphischen Atelier und 
Lagerräumen 

15 
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Die Vorbereitung und Beurteilung dieses Planungswettbewerbes wurde von 

einem Ausschuss der Gemeindebehörden unter Beiziehung der beiden Fachbe­

rater 

Charles Mäder, Geschäftsführer, Planungsverband Region Burgdorf 

Willy Hafner, Kreisplaner, Kant. Planungsamt 

vorgenommen. 

Auf Grund der Resultate des Wettbewerbes wurde im November 1983 die Wei­

terbearbeitung des Ueberbauungsplanes Schwärzere unserem Büro übertragen. 

Um den ganauen Umfang der nachfolgenden Arbeiten und damit auch die Kosten 

erfassen zu können, musste vorerst das Planungsgebiet neu definiert werden. 

GEMf/NDE KOPP/GOI . • 
ÜNR8AVIING • SI'HWARZ[R[ 
ABLAUF S[H[MA FÜR MS W[JTERE '>ORGEH[N 
STrlHlR - &JJ.SCHOII AG .1400 t,ullG JJ{JI/,- /1 1 '11! 

- - --- - - ----

, ... ' Kfl.NZONf Nl,(H 10NfNPf.AN 

·~ N[IJ l)lR X[RIJZONf ZIJ6ErflT 

••••••• ,tlJ,S/Jii l<FfiN](Y./f /~ S8V lY,. tll16f7fll.1 

~--~···~ ÜSER8AIJI/NGSP1.ANGl81[T 

Für die Auftei l ung des gesamten Gebietes Schwärzere in 

A) Ueberbauunqsordnunq Nr. 1 

B) Folgegebiete (B1 und B2) 

C) Zuteilung zur Kernzone 

waren die folgenden Kriterien ausschlaggebend: 

- Das für Koppigen grosse Gebiet - insgesamt knapp 30'000 m2 - soll als 

längerfristige Baulandreserve dienen. Die Ueberbauung muss also in 

kleineren, in sich funktionsfähige Etappen erfolgen können. Es erscheint 

daher sinnvoll , die detaillierten planungsrechtlichen Massnahmen (UeO) 

vorläufig nur für eine erste Etappe festzu l egen . Für die übrigen Gebiete 

(Folgegebiete ) sind nur die wichtigsten Elemente in Berichtform anzugeben. 

Die Gemeinde kann damit in einer ersten Phase Erfahrungen sammeln. 

- Das Gebiet entlang der Willadi~gstrasse ist zum grossen Teil überbaut und 

stark geprägt vom Charakter der Kernzone . Es kann aus dem Perimeter 

für Sonderbauvorschriften entlassen und der Kernzone zugeordnet werden. 

Die vordersten Teile der Parzelle Nr. 556 gehören nach Zonenplan zur 

Kernzone, sind aber durch die Topografie von der Randbebauung entlang 

der . Hauptstrasse deutlich abgetrennt. Das Gebiet sollte später im 

Zusammenhang mit dem Ueberbauungsplan B2 behandelt werden. 

An die geschätzten Gesamtkosten für diese Plaungsarbeiten (inkl. Anteil 

Gemeinde) von Fr. 40'000.- - leistet der Kanton Bern einen Subventions ­

beitrag von 60,6 % oder Fr . 24'240.--. 
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B2 Problematik und Zlelvorstellun~ 
* Das Baugebiet Schwärzere gilt als Erweiterung des Dorfkerns von Koppigen. 

In der langsam gewachsenen Struktur des ländlichen Dorfes waren Wohnen, 

Arbeiten und Versorgen seit jeher durchmischt. Die Qualität einer Sied­

lung als Lebensbereic~ hängt von der Vielfalt ihrer möglichen Nutzungen ab. 

Bei den heutigen Quartieren, welche in einem viel kürzeren Zeitraum reali­

siert werden, besteht die Gef ahr der Entstehung von Monostruktyren. 

Das Konzept für die Ueberbauung der Schwärzere muss eine den örtlichen Verhält­

nissen angemessene und zeitlich flexible Nutzungsverflechtung ermöglichen . Da­

zu braucht es Erweiterungsmöglichkeiten in der Form von Ausbaubereichen. Diese 

Flexibili tät ist hauptsächlich in den Bereichen für Gewerbe und Dienstleistun­

gen entlang der Hauptzufahrtsstrasse wichtig. Hier soll auch in einem späteren 

Zeitpunkt im Keller- und Erdgeschossbereich rückwärtig angebaut werden können. 

18 

Erweiterungsmöglichkei­

ten in einer zweiten 

Phase 

Au sbaustufe 1 

*Das heute landwirtschaftlich genutzte Gebiet unterbindet verschiedene wich­

tige Verbindungen für den Fussgänger. Ein wichtiger Bestandteil des Dorf­

kernes ist das Angebot an attraktiven öffentlichen Bereichen für den Fuss­

gänger. 

Die Ueberbauung Schwärzere soll die fehlenden Fussgängerverbindungen 

auf attraktive Art und Weise ergänzen. 

*In der Ebene müssen wir mit einem hohen Grundwasserstand von 1. 0-1 ,5 m 

unter Terrain rechnen. Unterirdische Parkierungsanlagen sind deshalb sehr 

aufwendig, kostspielig und zudem ein Eingriff in die Oekologie. 

19 
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Die Autos sollen in überschaubaren, den einzelnen Baugruppen zugeordne­

ten Einheiten oberirdisch abgestel lt werden. Diese Forderung stellt 

hohe Ansprüche an die Gliederung und Gestaltung der Au ssenräume. 

Dieser Nachte il des hohen Grundwasserstandes kann auf der andern 

Seite für die Energi eversorgung al s Vorteil genutzt werden (zentrale 

Wärmepumpenanlagen). 

-· . i,cWACl(JENE5 
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* Die Qualität der öffentlichen und halböffentlichen Aussenräume im gewach­

senen Dorf ist von vielen Fa ktoren abhängig, welche vom Laien im ersten 

Moment nicht erkannt werden: 

- Stellung und architektonische Qualität der den Raum umgebenden Bauten . 

- Wegführungen (Perspektiven, Durchblicke, Abwechslung, Spannung). 

- Ausgestaltung, "Möbli erung" mit z .B. Sitzgelegenheiten, Brunnen,Abschran-

kungen , Bepflanzung. 

- Materialien der Bodenbeläge (Asphalt , Pflästerungen, Naturbelag) . 

- Die Zuteilung der Nutzungen wie Fahrverkehr, Parkplätze, Marktflächen , 

verkehrsfreie Zonen usw . 

Diese Elemente sind bei der Ueberbauung der Schwärzere konsequent an­

zuwenden . Voraussetzung für die Belebtheit solcher Au ssenräume sind , 

- dass die Hauszugänge, wenn immer möglich, direkt in einen öffent-

lichen oder halböffentlichen Fussgängerraum münden. 

- dass sic h die Fu sswege immer wieder platzartig erweitern, wo sich 

dann Sp iel- und Begegnungsmögl ichkeiten anbieten . 

- dass Verkehrsflächen baulich so gestaltet sind , dass keine grossen 

Geschwindigkeiten gefahren werden können. 

Grossflächige Spielfelder mü ssen keine vorgesehen werden, da sich die 

Schulsportanlagen in unmittelbarer Nähe befinden. 
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.B 3 Konzept 

B 3 .1 BEZUG ZUR UMGEBUNG / ETAPPIERUNG 

Massgebend für die Einordnung in die Umgebung ist die Siedlungsstruktur 

der angrenzenden Kernzone . Dabei geht es im wesentlichen um die Grösse 

der Häuser, die Dachformen und um die Charakteristik der Aussenräume. 

Im angrenzenden Dorfkern von 

Koppigen sind relativ grosse 

Sattel- und Walmdächer (mit 

beidseitig gleicher Dachnei­

gung) vorherrschend . 

Die grössten Gebäude in der 

Umgebung weisen eine Gebäu­

delänge von gegen 30.0 m auf. 

Diese Randbedingungen sollen 

für die neue Ueberbauung weg­

leitend sein . 

Die öffentlichen Räume im Dorf konzentrieren si ch weitgehend auf 

die Achse der Hauptstrasse. In der Schwärzere soll mit einer verkehrs­

freien Achse für den Fussgänger eine Ergänzung geschaffen werden. 

Die Etappierung dieses grossen Baugebietes hat sich nach folgenden Gesichts­

punkten zu richten: 

Die Ueberbauung soll ein kontinuierliches Wachstum des Dorfkerns er­

möglichen: Baubeginn im Bereich hinter Auto AG und Trafostation. 

Das jeweils verbleibende, ebene Land soll möglichst ohne Ei nschränkun­

gen l andwirtschaft li ch genutzt werden können . 

B 3. 2 NUTZUNG 

Die gemischte Nutzung von Wohnen, Gewerbe und Dienstleistungen der Kernzone 

soll vor allem in der ersten Etappe der neuen Ueberbauung ihre Fortsetzung 

finden. Mit dem Einbezug der AUTO AG in den Perimeter des Ueberbauungspla ­

nes soll dem ansässigen Gewerbebetrieb die Bestandesgarantie und Erweite­

rungsmöglichkeit gegeben werden . Weitere, eher stillere Gewerbe und Dienst ­

leistungsbetriebe, haben sich vor allem entlang der neuen Basiserschlie­

ssungsstrasse anzusiedeln. Für das reine Wohnen eignet sich eher der rück ­

wärtige, ruhigere Bereich. 

- WOHNEN I N DEN OBERGESCHOSSEN - WOHNEN 
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B 3.3 ERSCHLIESSUNG 

Die Erschliessung des gesamten zukünftigen Baugebietes Schwärzere beruht 

auf dem Prinzip der Verkehrsberuhigung und teilweisen Verkehrstrennung. 

Eine Quartiersammelstrasse von ca . 135 m Länge dient als Hauptsam­

melachse für das gesamte zukünftige Baugebiet der Gemeinde inkl. die 

Privatparzelle Nr. 556. 

Von dieser - mit horizontalen Versatzflächen versehenen - Hauptachse 

werden die einzelnen Sektoren mit Stichstrassen erschlossen. 

Durchgehende Strassen (Schleichwege) und zusammenhängende "Ringe" wer­

den vermieden. 

-AUTOS - FUSSGANGER 

Für den Fussgänger entsteht ein vom Fahrzeugverkehr grösstenteils unab­

hängiges Wegnetz. Die Hauptachse dieses Fusswegnetzes stellt die Ver ­

bindung zum Dorfzentrum her und weitet sich in Plätzen zu den wichtigen 

öffentlichen Räumen fü r Spiel und Begegnung. 

B 3.4 BEBAUUNG/ARCHITEKTONISCHE GESTALTUNG 

Die dreigeschossige Zone als Erweiterung des Dorfkerns soll sich deutlich 

von einer Einfamilienhauszone mit Einzelhausbebauung unterscheiden. Wo 

in der Schwärzere anstelle eines dreigeschossigen Gebäudekörpers "Einfa­

milienhäuser" erstellt werden, müssen diese nach dem Rezept der "verdich­

teten Bauweise" in Riehenhausform konzipiert sein. 

In verschiedenen Bereichen des Ueberbauungsplangebietes können wahlweise 

Mehrfamilienhäuser oder Reihenhäuser erstellt werden. 

Reihenhäuser als Eigentum 

ARCHITEKTONISCHE GESTALTUNG 

Mietwohnungen im Mehrfamilien­

haus 

Neben den Bauvolumen und der Stellung der Bauten ist auch die architek­

tonische Gestaltung und die Wahl der Materialien von grosser Bedeutung . 
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Die neu zu erstellenden Wohnbauten sollen sich in den wesentlichen 

Punkten an den Elementen der traditionellen ländlichen Bauweise orien­

tieren: 

- Massstäblichkeit und Gliederung der Fassaden, insbesondere der 

Fensteröffnungen und Stützensysteme. 

- Ausbildung von entsprechenden Dachvorsprüngen ohne überdimensionierte 

Ort und Traufverkleidungen. 

0 
erwünscht nicht erwünscht nicht er..iünscht 

Verwendung von natürlichen Materialien wie Mauerwerk, Holz und Ton­

ziegel. 

Auf Haupt- und Nebenbauten (z.B. Autounterstände) sollen grundsätzlich 

keine Flachdächer erstellt werden. Eine Ausnahme davon bilden erdge­

schossige Erweiterungen für Gewerbe und Dienstleistungen. Ein solcher, 

mit dem Hauptgebäude zusammenhängender Bau kann auf einem Flachdach 

die Terrasse zu darüberliegenden Wohnungen beherbergen. 

Die zusammengefassten Autounterstände können als offene Holzkonstruktionen 

oder als geschlossene Garagen in Mauerwerk erstellt werden. 

Bei der ausgestrebten Einheitlichkeit in Konstruktionsweise und Formen­

sprache wird die individuelle Gestaltungsmöglichkeit der eigentlichen 

Lebensräume (innen und aussen) in keiner Weise eingeschränkt. 

" B 3.5 AUSSENRAUME /G ESTALTUNGSMASSNAHMEN 

Als Aussenraum gilt der zwischen den Häusern verb leibende, nicht über­

baute Raum . Je nach Gestaltung weisen diese Räume unterschiedliche 

Qualitäten auf und sie sind verschieden nutzbar. 

Für den Gesamteindruck einer baulichen Anlage ist die gekonnte Gestal­

tung der Aussenräume mind. ebenso wichtig wie das Gebäude selber. 

Im vorliegenden Konzept sind folgende Aussenräume und Aussenraumnutzun­

gen vorgesehen: 

- Die privaten Gartenbereiche zu den Erdgeschosswohnungen. Sowohl für 

Mietwohnungen wie auch für Reihenhäuser ist ein privater Aussenbereich 

vor Einblicken durch bauliche Massnahmen zu schützen. 

Terrainunterschiede in Verbindung mit Mauern und Hecken oder direkt 

angrenzende Nebenbauten können zu diesem Zweck als gestalterische 

Elemente verwendet werden. 
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Solche Begrenzungen gegenüber halböffentlichen oder öffentlichen 

Räumen tragen auch wesentlich bei zu einer optisch guten Wegführung. 

Halböffentliche Räume bilden die Bereiche von Hauszugängen und teil­

weise der Parkierungsanlagen. Sie sind für Besucher und Personen der 

öffentlichen Dienste zugänglich . Diese Zonen bilden einen Uebergangs­

bereich zwischen dem öffentlichen Strassenraum und dem Gebäude. 

- Der öffentliche Bereich beinhaltet den Strassenraum mit Trottoir und 

die verkehrsf reien Fusswege und Plätze. Im Konzept der Ueberbauung 

wird versucht, die Hauszugänge wenn möglich über den öffentlichen Fuss­

gängerraum zu erschliessen. So können halböffentl iche und öffentliche 

Zonen ineinander übergehen in einen grösseren gemeinsamen Bereich, der 

als "Quartierplatz" den Kindern zum Spielen dient. 
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B 3.6 TECHNISCHE INFRASTRUKTUR 

Im besonderen Plan Nr . 18 (Werkleitungen) werden folgende Anlagen 

verbindlich geregelt: 
Kanalisation 

- Wasser 

- Elektrizität 

- Telefon 

- Gemeindschaftsantenne 

B 3 . 61 KANALISATION 

Das Ueberbauungsgebiet wird gemäss genereller Kanalisationsplanung 

(GKP) vom Ingenieurbüro Baumberger+Weyermann AG, Koppigen im Misch­

system entwässert. Durch das Ueberbauungsgebiet führen bereits 

Schmutzwasserkanalisationen und Drainageleitungen. Die Schmutzwasser­

kanalisatione wird durch die neu zu erstellende Entwässerung abge­

nommen. Die Drainageleitungen (Sauberwasser) werden durch die Ueber­

bauung unterbrochen und müssen selbstständig in den Vorfluter . (Oesch) 

resp. in die bestehende Hochwasser-Entlastungsleitung geführt werden. 

Die Anschluss- und Betriebsgebühren richten sich nach dem Abwasser­

reglement der Gemeinde. 

B 3.62 WASSERVERSORGUNG 

Die Wasserversorgung wird durch die Gemeinde Koppigen betrieben. Dia­

gonal durch das Ueberbauungsgebiet führt eine Verbindungsleitung 

NW 175 mm ab dem Grundwasserpumpwerk Koppigen zum Reservoir 

Diese Verbindung ist durch eine Leitung NW 200 mm zu ersetzen, welche 

neu in den Erschliessungstrasses liegt. Das Ueberbauungsgebiet wird 

durch zwei Ringleitungen versorgt. Für den Brandschutz sind 10 Hydranten 

vorgesehen. Die Anschlussgebühren und der Wasserzin~ richten sich nach 

dem Tarifblatt der Wasserversorgung. 

" B 3 . 63 ELEKTRIZITAT 

Für die Elektrizitätsversorgung und die Strassenbeleuchtung ist die 

Genossenschaft . Elektra Koppigen-Willadingen zuständig. In Zusammen­

arbeit mit der BKW hat die Genossenschaft Elektra ein Projekt ausge-

arbeitet, welches in unserem Plan berücksichtigt ist. Die bestehende 

16 KV Freileitung wird verkabelt und das vorhandene 16 KV-Kabel muss 

in das neue Erschliessungstrasse verlegt werden. Die Versorgung der 

Neubauten erfolgt mit Sekundärkabel, welche mit den Hauptkabeln in 

die gleichen Gräben verlegt werden . Die Versorgungskapazität ist aus­

reichend, jedoch ist es erforderlich in der bestehenden Trafostation 

"Schwärzere" ein weiterer Transformer zu installieren. Gemäss Angaben 

der Genossenschaft Elektra Koppigen-Willadingen werden die Aufwendun­

gen für Kabelschutzrohre, Schächte (inkl . Fundamente) sowie des not­

wendigen neuen Trafos von der Gesellschaft übernommen. 

Die Kosten für die Grabarbeiten und Wiederherstellung sind von den 

Grundeigentümern zu tragen. 

Die Gemeinde stellt die notwendigen Planunterlagen zur Verfügung. 

B 3. 64 TELEFON 

Die Erschliessung erfolgt nach den Angaben der Fernmeldekreisdirektion 

Bern vom 15. Januar 1985 . Die bestehende Telefonanlage bleibt unver­

ändert . 

B 3 . 65 GEMEINSCHAFTSANTENNE 

Für die Gemeinschaftsantennenanlage ist ebenfalls die Genossenschaft 

Elektra Koppigen-Willadingen zuständig . Die Kabel werden mit der 

Elektrizitätsversorgung in die gleichen Gräben verlegt. Die Anschluss­

und Benützungsgebühren richten sich nach dem Reglement der Genossen­

schaft Elektra Koppigen-Willadingen. 
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Gemeindeverwaltung Telefon 034 53 16 f6 

Ueberbauungsordnung nSchwärzereu, geringfUgige Aenderung 
****************************************************** ** 

Die Baudirektion des Kantons Bern genehmigte am 14, August 1990 die 
vom Gemeinderat am 30, April 1990 beschlossene geringfUgige Aenderung 
der Ueberbauungsordnung Nr, 1 nSchwärzeren vom 27, Juni 1986 im Sinne 
von Art, 61 BauG und Art. 122 Abs, 5 BauV, 

Dabei handelt es sich um folgende Aenderungen: 

Art, 3, Abs, 1 

Im Ueberbauungsplan werden verbindlich geregelt: 
- Verlauf der Baulinien 
- Verlauf der Baulinien mit teilweiser Anbaupflicht 
- Verlauf der Baulinien für Gewerbebauten 
- Bauflächen für unbewohnte Nebenbauten 
- unterirdische Einstellhallen 
- Firstrichtungen 
- Geschosszahlen 
- anzupflanzende Hochstämme 
- Quartiersammel- und Detailerschliessungsstrassen, Wendeplätze, 

Standorte fUr Autounterstände und Parkplätze, Kehrichtcontainer, 
Unterstände fUr Velos und Mofas, Hausvorplätze 

- Fusswege und damit verbundene öffentliche Plätze 

Art, 8, Abs, 3 Cneu) 

Speziell bezeichnet sind die Bereiche, wo unterirdische Einstellhal ­
len zu erstellen sind, Die Zufahrtsrampen sind im Ueberbauungsplan 
verbindlich festgelegt, 

Art, 11, Abs, 2 und 3 

Die Lage der im Ueberbauungsplan eingetragenen oberirdischen Autoab­
stellolätze und -unterstände sowie die Bereiche für unterirdische 
Einstellhallen ist verbindlich, Die eff, Anzahl der erforderlichen 
Plätze richtet sich nach dem konkreten Bauvorhaben, 

Die oberirdischen Garagen können als offene Unterstände oder ge­
schlossene Räume in Holz oder Mauerwerk erstellt werden, 
Das Aufstellen von Fertiggaragen mit Flachdach ist untersagt, 
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Art, 14, Abs, 3 Cneu) und 4 

Die unterirdischen Autoeinstellhallen dürfen den gewachsenen Boden 
um max, l.70 m überragen. Sichtbare Teile der Einstellhallen sind 
mittels Rankgerüst, das gleichzeitig auch als Abschrankung dienen 
kann, zu begrünen, 
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Bei Mehrfamilienhäusern ist den Erdgeschosswohnungen ein angemessener 
privater Gartenraum zuzuordnen. Diese Bereiche sind untereinander und 
gegenüber den gemeinsamen Flächen mit geeigneten Mitteln abzugrenzen 
(Hecken, Mauerwerk, Holzzäune), 
Hausvorplätze sind auf die öffentlichen Bereiche abzustimmen, 

11.rt. 16, Abs, 1 

Die im Ueberbauungsolan dargestellten hochstämmigen Bäume sowie offene 
und geschnittene Hecken sind verbindlich und sollen mit einheimischen 
Baumarten angepflanzt werden. Sie sind spätestens nach Fertigstellung 
einer Etappe zu pflanzen. 

03 .10.1 990 
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Ueberbauungsordnung nschwärzeren, 2. geringfügige Aenderung 
*******~*************************************************** 

Die Baudirektion des Kantons Bern genehmigte am 7. November 1991 
die vom Gemeinderat Koppigen am 8. Oktober 1991 beschlossene 
zweite geringfügige Aenderung der Ueberbauungsordnung Nr. 1 
nSchwärzeren vom 27. Juni 1986 im Sinne von Art. 61 BauG. 

. . 

Neu Art. 5, Abs. 3: 

Nutzung, baupolizeiliche Masse 

Der Einbau von .Wohn- und Arbeitsräumen im Dachraum über 
dem obersten zulässigen Vollgeschoss ist unter Vorbehalt 
von Art. 15 -BauG und Art. 42 - 48 BauV gestattet. 

24.12.1991 
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Einwohnergemeinde Koppigen 

Verfügung 

12. August 2002 

Geringfügige Änderung des Überbauungsordnung „Schwärzere" nach Art. 122 Abs. 5 BauV 
Genehmigung gemäss Art. 61 BauG 

1. 

2. 

3. 

Die vom Gemeinderat von Koppigen am 10. Juni 2002 beschlossene geringfügige Änderung 
wird in Anwendung von Art. 61 BauG genehmigt. 

Es wird davon Kenntnis genommen und gegeben, dass innert der Auflagefrist vom 20. Juni 
2002 bis zum 19. Juli 2002 keine Einsprachen erhoben worden sind . 

Die Gemeinde Koppigen wird angewiesen, diese Genehmigung gemäss Art. 110 BauV öffent­
lich bekanntzumachen. 

4 . Es werden keine Gebühren erhoben. 

5. Gegen diese Verfügung kann innert 30 Tagen seit Eröffnung bei der kantonalen Justiz-, Ge­
meinde- und Kirchendirektion, Münstergasse 2, 3011 Bern schriftlich in zwei Doppeln und be­
gründet Beschwerde erhoben werden (Art. 61a Abs. 1 BauG). Eine Beschwerde kann nur von 
der Partei, die ein schutzwürdiges eigenes Interesse an der Anfechtung hat, von ihrem gesetz­
lichen Vertreter oder einem bevollmächtigten Anwalt eingereicht werden. 

6. Diese Verfügung ist zu eröffnen : 
- der Gemeinde Koppigen unter Beilage zweier Exemplare der genehmigten geringfügigen 

Änderung 
dem Regierungsstatthalter von Burgdorf unter Beilage eines Exemplars der genehmigten 
geringfügigen Änderung 
der Bau-, Verkehrs- und Energiedirektion des Kantons Bern, Reiterstrasse 11, 3011 Bern 
unter Beilage eines Exemplars der genehmigten geringfügigen Änderung . 

Je zwei Exemplare dieser Verfügung und der genehmigten geringfügigen Änderung sind für das 
Amtsarchiv bestimmt. 

Amt für Gemeinden und Raumordnung 
Kreis Emmental-Oberaargau 

W. Hafner, Vorsteher 



Ueberbauungsplan „Schwärzere" 

Genehmigt vom Amt für Gemeinden und Raumordnung (AGR) am 13. Juli 2001 

Neue Fassung/Bestimmung 
• Die Firstrichtung der Bauten auf den Baufeldern 5, 6, 7 und 8 sind frei 

wählbar 

Genehmigungsvermerke 

zur geringfügigen Änderung gemäss Art. 122, Abs. 5, BauV 

Publikation im Amtsblatt vom 19. Juni 2002 

Publikation im Amtsanzeiger 20. und 27. Juni 2002 

Oeffentliche Auflage der Akten 20. Juni bis 19. Juli 2002 

Einsprachen keine 

Einspracheverhandlungen keine 

Rechtsverwahrung keine 

Erledigte Einsprachen 

Unerledigte Einsprachen 

Beschlossen durch den Gemeinderat am 

Die Richtigkeit der Angaben bescheinigt, 
Koppigen, den 22. Juli 2002 

Der Gemeindeschreiber: 

·~ 

10.Juni2002 

Der Sekretär: 

~ 

GENEHMIGT durch das Amt für 
Gemeinden und Raumordnung 

am: ...... ~ .. l-: ... ~~.Q: .. ~~~t .... ,_, ........... -.. 
~ 






